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Stadt Usingen
Bebauungsplan
„Hof Taunusblick 1“
Bearbeiter:		 Dewan/Horn
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Datum:		  05.06.2024

Maßstab:		  1: 1000
Format:		  1024 x 841 mm

Satzung

A	 Rechtsgrundlagen
•	 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394)

•	 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – 
BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (GBl. I S. 2542) 

•	 Hessische Bauordnung (HBO) in der Fassung vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 198), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2023 (GVBl. S. 582)

•	 Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. 
März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. 
Februar 2023 (GVBl. S. 90, 93)

•	 Hessisches Gesetz zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft 
(Hessisches Naturschutzgesetz – HeNatG) vom 25. Mai 2023 (GVBl. S. 379)

•	 Stellplatzsatzung der Stadt Usingen in der jeweils gültigen Fassung

•	 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung 
- BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I 
S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 
176)

•	 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 
Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanzV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

B	 Planungsrechtliche Festsetzungen
(gem. § 9 (1-3) BauGB)

1	 Art der baulichen Nutzung

(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB, Gliederung nach § 1 (4) - (9) BauNVO)

1.1	 Gewerbegebiet GE

(gem. § 8 BauNVO)

Zulässig sind:

1.	 Gewerbebetriebe aller Art einschließlich Anlagen zur Erzeugung von Strom 
oder Wärme aus solarer Strahlungsenergie oder Windenergie, Lagerhäuser, 
Lagerplätze und öffentliche Betriebe,

2.	 Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
3.	 Anlagen für sportliche Zwecke.

Ausnahmsweise zulässig sind:

1.	 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für 
Betriebsinhaber und Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und 
ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind,

2.	 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:

1.	 Tankstellen,
2.	 Vergnügungsstätten,
3.	 Einzelhandelsbetriebe.

2	 Maß der baulichen Nutzung

(gem. § 9 (1) Nr. 1 BauGB)

Gemäß § 19 (4) BauNVO sind bei der Ermittlung der Grundfläche die Grundflächen von 
Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO 
sowie bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird, mitzurechnen.

2.1	 Gewerbegebiet GE

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) beträgt 0,8. 

Die zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) beträgt 1,6. 

Die maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse beträgt 2.

Die maximal zulässige Gebäudehöhe beträgt 10,00 m. 

Die Festsetzung der maximalen Gebäudehöhe bemisst sich anhand der Oberkante des 
Gebäudes (oberer Bezugspunkt). 

Der untere Bezugspunkt wird auf 312,00 m ü. NHN festgesetzt.

Notwendige Aufzugsüberfahrten und untergeordnete gebäudetechnische Anlagen dür-
fen die festgesetzte maximal zulässige Gebäudehöhe auf bis zu 30 % der überbau-
baren Grundfläche um max. 4,50 m überschreiten. Die Überschreitung muss allseitig 
mindestens einen Abstand zur darunterliegenden Gebäudeaußenwand aufweisen, die 
der Höhe des Aufbaus entspricht.

3	 Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

(gem. § 9 (1) Nr. 2 BauGB)

3.1	 Bauweise

Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. In der abweichenden Bauweise gem. 
§ 22 Abs. 4 BauNVO sind die Gebäude mit einem seitlichen Grenzabstand zu errichten. 
Die Gebäude dürfen abweichend von der offenen Bauweise mit einer Gesamtlänge von 
mehr als 50,0 m errichtet werden.

3.2	 Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt.

4	 Stellplätze, Carports, Garagen und Tiefgaragen

(gem. § 9 (1) Nr. 4 BauGB)

Die Errichtung oberirdischer Stellplätze, Carports, Garagen sowie von Tiefgaragen ist 
nur in den überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

5	 Nebenanlagen

(§ 9 (1) Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO)

Nebenanlagen, die der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität dienen, sind allge-
mein zulässig. 

6	 Straßenverkehrsflächen

(gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB)

6.1	 Öffentliche Straßenverkehrsflächen

Siehe Einzeichnungen im Plan.

7	 Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft 

(gem. § 9 (1) Nr. 20 und 25 a + b BauGB)

Die in den Festsetzungen zu Planungen, Nutzungsregelungen, Flächen oder Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft in Bezug genommenen technischen Regelwerke werden im Rathaus der 
Stadt Usingen, Pfarrgasse 1, 61250 Usingen, Bauamt - Fachbereich Stadtplanung, 
während der allgemeinen Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereit gehalten.

7.1	 Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft

Die als „naturnahe Grünlandanlage“ festgesetzte Fläche ist extensiv unter Verwendung 
einer blütenreichen, mehrjährigen Ansaatmischung aus autochthonem Saatgut zu be-
grünen. Als extensive Begrünung gelten kräuterreiche Ansaatmischungen aus regio-
naler Herkunft mit Eignung für eine mehrschürige Pflege. Die Fläche ist mindestens 
einmal und höchstens dreimal im Jahr zu mähen. Das Mahdgut ist abzutransportie-
ren. Auf der Fläche sind Einrichtungen zur naturnahen Niederschlagswasserableitung, 
und Niederschlagswasserrückhaltung in Form landschaftsgerecht gestalteter Mulden, 
Rigolen und Gräben zulässig, wenn diese extensiv begrünt werden.

7.2	 Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Er-
haltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Auf der Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist eine mehrreihige Baum-Strauch-Pflanzung 
vorzunehmen. Dabei sind bestehende Gehölze zu erhalten und durch die Pflanzung zu 
ergänzen.

Die Pflanzung soll aus Heistern und Sträuchern bestehen und im Verband erfolgen. Die 
Pflanzabstände betragen 1,0 x 1,0 m. Die Arten und Pflanzqualitäten richten sich nach 
den Artenlisten unter F1. Die Bäume sind mit einem Dreibock und Stammschutz zu ver-
sehen; die Pflanzung ist in den ersten 5 Jahren bei Bedarf zu wässern.

7.3	 Dachbegrünung

Die Dachflächen von Neubauten sind zu mindestens 60 % extensiv zu begrünen.

7.4	 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft 

7.4.1	 Umgang mit besonders geschützten oder gefährdeten Arten

Zum Schutz potenziell im Plangebiet lebender seltener und / oder besonders ge-
schützter Tierarten (z.B. Erdkröte, Igel, Blindschleiche) ist durch eine ökologische 
Baubegleitung während der Baufeldfreimachung sicherzustellen, dass das Töten von 
Individuen vermieden wird. Das Baufeld ist vor und während der Freimachung auf 
ein Vorkommen dieser Arten hin zu untersuchen, ggf. angetroffene Tiere sind umzu-
setzen. In diesem Zusammenhang ist durch die ökologische Baubegleitung auch das 
Einhalten der Eingriffsgrenzen zu überwachen. Es ist sicherzustellen, dass für die 
Baustelleneinrichtungsflächen und Lagerplätze ausschließlich solche Bereiche oder 
Flächen herangezogen werden, die im Rahmen der Bebauung ohnehin überbaut wer-
den. Als Baustellenzufahrt soll ausschließlich das vorhandene Wegenetz verwendet 
werden. Eine Inanspruchnahme des südlichen Flurstücks 4407 ist zwingend auszu-
schließen.

7.4.2	 Kontrolle von möglichen Gebäudequartieren bei Abrissarbeiten

Abriss- bzw. Sanierungsarbeiten sind außerhalb der Fortpflanzungszeit der Fledermäuse, 
also im Winterhalbjahr, jedoch bei frostfreier Wetterlage, durchzuführen. Vor dem Abriss 
bzw. dem Umbau der Gebäude sind diese durch eine fachkundige Person auf die 
Anwesenheit von Fledermäusen hin zu kontrollieren. Beim Auffinden von Fledermäusen 
während des Rückbaus sind die Arbeiten auszusetzen und das Gutachterbüro sowie die 
zuständige Untere Naturschutzbehörde zu informieren, um die weitere Vorgehensweise 
abzustimmen.

7.4.3	 Installation von Fledermausquartieren

Zur Kompensation der potenziellen Gebäudequartiere, insbesondere der Hohlblocksteine, 
sind an geeigneten Standorten auf dem Grundstück 3 Ganzjahresquartiere sowie 3 
Sommerquartiere für Fledermäuse bereitzustellen. Auf ungehinderten An- und Abflug 
ist zu achten. Die Installationen der jeweiligen Kunsthöhlen sind vor Rück-/ Umbau der 
Bestandsgebäude abzuschließen. Die Durchführung ist zu dokumentieren und der zu-
ständigen Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen.

7.4.4	 Installation von Nistkästen für Haus- und Feldsperlinge 

Im Falle eines Verlusts von Niststätten des Haussperlings oder Feldsperlings an 
Bestandsgebäuden im Zuge des Eingriffs ist in räumlichem Zusammenhang an ge-
eigneter Stelle pro verlorene Brutstätte ein Sperlingskoloniekasten (mit 3 Brutstätten) 
anzubringen und dauerhaft zu unterhalten. Die Installation ist vor Rück-/ Umbau der 
Bestandsgebäude abzuschließen. Die Durchführung ist zu dokumentieren und der zu-
ständigen Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen.

7.4.5	 Installation von Nistkästen für Rauchschwalben 

Im Falle eines Verlusts von Niststätten der Rauchschwalbe an Bestandsgebäuden im 
Zuge des Eingriffs sind in räumlichem Zusammenhang an geeigneter Stelle pro verlo-
rene Brutstätte 3 Brutstätten anzubringen und dauerhaft zu unterhalten. Die Installation 
ist vor Rück-/ Umbau der Bestandsgebäude abzuschließen. Die Durchführung ist zu 
dokumentieren und der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde vorzulegen.

7.4.6	 Installation von Nistkästen für Vögel

Die potentiellen Quartiere für Brutvögel im ursprünglichen Gehölzbewuchs und der 
Lagerhalle sind an Standorten im Plangebiet zu kompensieren. An geeigneten Standorten 
sind 6 Nistkästen für Höhlenbrüter zu installieren und dauerhaft zu unterhalten. Auf un-
gehinderten An- und Abflug ist zu achten. 

In der Brutsaison vor dem Rück- oder Umbau der Bestandsgebäude ist die Anzahl 
der tatsächlich betroffenen Brutplätze durch eine fachkundige Person festzulegen 
und vorlaufend zum Eingriff im Verhältnis 1:3 auszugleichen. Die Durchführung dieser 
Ersatzmaßnahme ist zu dokumentieren und der zuständigen Unteren Naturschutzbehörde 
vorzulegen.

7.4.7	 Vermeidung von Bodenschäden

Für Ausbau, Trennung und Zwischenlagerung von Bodenmaterial sind grundsätzlich 
die Maßgaben der DIN 19731 zu beachten. Die Umlagerungseignung von Böden rich-
tet sich insbesondere nach den Vorgaben des Abschnitts 7.2 der DIN 19731. Es ist 
auf einen schichtweisen Ausbau (und späteren Einbau) von Bodenmaterial zu achten. 
Oberboden ist getrennt von Unterboden auszubauen und zu verwerten, wobei Aushub 
und Lagerung gesondert nach Humusgehalt, Feinbodenarten und Steingehalt erfolgen 
soll. Um die Verdichtung durch Auflast zu begrenzen, ist die Mietenhöhe des humosen 

Oberbodenmaterials auf höchstens 2,0 m zu begrenzen (DIN 19731). Die Bodenmieten 
sind zu profilieren und zu glätten und dürfen nicht verdichtet werden (keine Befahrung 
der Bodenmiete).

7.4.8	 Vergrämung von Reptilien

Zur Vermeidung des Tatbestands nach § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG sind die im Plangebiet 
lebenden Zauneidechsen vor Baubeginn aus den Baubereichen zu vergrämen. Vor 
Beginn der Brutperiode der Vögel ist die zu bebauende Fläche zu mähen oder zu mul-
chen und von Brombeergebüschen sowie Gehölzaufwuchs zu befreien. Der Aufwuchs 
soll möglichst kurz geschnitten und das Mahdgut abgeräumt werden. Alle weiteren im 
Plangebiet gelagerten Strukturen wie Holzlager und Schnittgut sind vorsichtig aus dem 
Gebiet zu entfernen, um die Gefährdung von Individuen zu vermeiden. Die Umsetzung 
dieser Maßnahme ist durch eine ökologische Baubegleitung zu betreuen.

7.4.9	 Reptilienschutzzaun und Umweltbaubegleitung zum Schutz von Reptilien

Das Baufeld ist vor Beginn der baulichen Aktivitäten nach Süden zum Teilgrundstück 
mit der Flurstücksnummer 4407 hin durch einen Reptilienschutzzaun abzugrenzen, um 
eine potenzielle Gefährdung von Individuen der Zauneidechse während der Bauphase 
zu vermeiden. Vor Beginn der Baufeldräumung ist der eingezäunte Bereich durch eine 
Umweltbaubegleitung zu kontrollieren. Gegebenenfalls vorgefundene streng geschütz-
te Tierarten (Zauneidechse) oder auch besonders geschützte Arten sind in geeignete 
Habitate jenseits des Schutzzauns zu bringen.

7.4.10	 Anlage einer Natursteinmauer mit blütenreichen Säumen

Um die Eidechsen vor Ort zu fördern und bauliche Veränderungen im Randbereich des 
Plangebiets zu kompensieren, ist die südliche Böschung mit einer Natursteinmauer her-
zustellen. Die randlichen Säume sind als Nahrungsressource mit einer blütenreichen 
Vegetation zu entwickeln und zu pflegen. Angrenzend an diese Mauer sind einzelne 
Sandlinsen herzustellen, die den Eidechsen als Eiablageplatz dienen können.

7.5	 Schutz von Boden, Natur und Landschaft während der Bauphase

7.5.1	 Bauzeitenbeschränkung

Notwendige Rückschnitts-, Fäll- und Rodungsmaßnahmen sowie die Baufeldräumung 
müssen außerhalb der gesetzlichen Brutzeit, also nur zwischen dem 1. Oktober 
und dem 28./29. Februar eines Jahres, stattfinden. Eine Befreiung durch die Untere 
Naturschutzbehörde ist nur im Einzelfall möglich. Die Voraussetzungen hierfür sind im 
Vorfeld mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen. 

7.5.2	 Erhalt von Baumbestand

Gesunder Baumbestand ist zu erhalten, sofern er nicht unmittelbar durch die 
Baumaßnahme betroffen ist. Der zu erhaltende Bewuchs ist während der Bauarbeiten 
gemäß DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei 
Baumaßnahmen“ zu schützen. Dies gilt auch für Bäume, die nicht auf dem Baugrundstück 
stehen. Auf den Verbleib eines ausreichend großen Wurzelraums ist zu achten.

7.5.3	 Abstimmung der Baumaßnahmen auf die Bodenfeuchte

Die Umlagerungseignung (Mindestfestigkeit) von Böden richtet sich nach dem 
Feuchtezustand. Es ist darauf zu achten, dass kein nasses Bodenmaterial umgelagert 
wird. Böden mit weicher bis breiiger Konsistenz – stark feuchte (Wasseraustritt beim 
Klopfen auf den Bohrstock) bis nasse (Boden zerfließt) Böden – dürfen nicht aus-
gebaut und umgelagert werden (siehe DIN 19731). Fühlt sich eine frisch freigelegte 
Bodenoberfläche feucht an, enthält aber kein freies Wasser, ist der Boden ausreichend 
abgetrocknet und kann umgelagert werden. In Zweifelsfällen ist mit der ökologischen 
Baubegleitung Rücksprache zu halten.

7.5.4	 Vermeidung von Stoffeinträgen während der Bauphase

Es ist darauf zu achten, dass keinerlei das Trinkwasser gefährdende Stoffe direkt – z. B. 
über Öl, Schmier- oder Treibstoffe – oder indirekt über Einwaschung in den Unterboden 
gelangen können.

7.5.5	 Vermeidung und Minimierung von Bodenverdichtung während der 
	 Bauphase

Bereits im Zuge der Baumaßnahmen ist im Sinne eines vorsorgenden Bodenschutzes 
darauf zu achten, dass die unterhalb der ausgebauten Bodenhorizonte gelegenen 
Unterbodenschichten nicht verdichtet und somit in ihrer Bodenfunktion gemindert bzw. bei 
irreversibler Verdichtung funktional zerstört werden. Nach Abschluss der Baumaßnahme 
ist auf rekultivierten Flächen Pflanzenwachstum nur auf ungestörten Böden uneinge-
schränkt möglich. Besonders im Bereich der Ackerfläche ist größte Sorgfalt auf die 
Vermeidung von Bodenverdichtungen zu legen. Bei den Baumaßnahmen ist in diesem 
Areal strikt auf die Witterungsverhältnisse zu achten. Die Baumaßnahmen sind mit der 
ökologischen Baubegleitung abzustimmen.

7.5.6	 Wiederherstellung naturnaher Bodenverhältnisse (Rekultivierung)

Auf Flächen, welche nur vorübergehend in Anspruch genommen werden 
(Baustelleneinrichtungsfläche), müssen die natürlichen Bodenverhältnisse zeitnah 
wiederhergestellt werden. Verdichtungen müssen aufgelockert, ggf. abgeschobener 
Oberboden muss lagegerecht wieder eingebaut werden (siehe Festsetzung 7.4.7).

7.5.7	 Verringerung baubedingter Staubentwicklung

Bei anhaltender Trockenheit in der Bauphase ist darauf zu achten, dass die baubedingte 
Staubbelastung für angrenzende Wohnnutzung durch Befeuchtung des Bodenmaterials 
und der Baustraßen geringgehalten wird.

C	 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
(gem. § 9 (4) BauGB in Verbindung mit § 91 HBO)

1	 Beschaffenheit und Gestaltung von Stellplätzen

Nicht überdachte Stellplätze und Stellplätze mit Pergola sind mit Pflaster, Verbundsteinen 
oder ähnlichen wasserdurchlässigen Belägen zu befestigen.

Bei baulichen oder sonstigen Anlagen, bei denen eine Stellplatzanzahl von mehr als 4 
Stellplätzen entsteht, sind die Stellplätze dauerhaft zu markieren.

Stellplätze müssen durch geeignete heimische Bäume, Hecken oder Sträucher abge-
schirmt werden. Je 5 Stellplätzen soll ein großkroniger, hochstämmiger Baum mit ei-
nem Mindeststammumfang von 20 cm, gemessen in 1,0 m Höhe, gepflanzt und dau-
ernd unterhalten werden. Stellplätze mit mehr als 500 m² befestigter Fläche sollen zu-
sätzlich durch eine raumgliedernde Bepflanzung aus heimischen Gehölzen zwischen 
Stellplatzgruppen unterteilt werden. Böschungen zwischen einzelnen Stellplatzflächen 
sollen mit heimischen Gehölzen und bodendeckenden Pflanzen bepflanzt werden.

Im Übrigen gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Usingen in der jeweils gültigen Fassung.

Die Beachtung der Pflanzlisten wird empfohlen (siehe Kapitel F1 in den Hinweisen).

2	 Dachausbildung

Bei Neubauten sind nur Flachdächer oder flach geneigte Dächer mit einer Dachneigung 
bis maximal 10° zulässig.

D	 Wasserwirtschaftliche Festsetzungen
(gem. § 9 (4) BauGB in Verbindung mit § 37 (4) HWG)

1	 Verwertung von Niederschlagswasser

Anfallendes Niederschlagswasser ist in Zisternen und/oder Rückhaltebecken zu sam-
meln und zur Garten- bzw. Freiflächenbewässerung zu nutzen. Die Zisternen und/
oder Rückhaltebecken sind mit einem Retentionsvolumen auszubilden, das sowohl 
Niederschlagswasser für die Garten- bzw. Freiflächenbewässerung speichert, als auch 
Niederschlagswasser zurückhält und gedrosselt mit einer Einleitmenge von 3 l/(s*ha) an 
den öffentlichen Regenwasserkanal ableitet.

E	 Kennzeichnung
(gem. § 9 (5) BauGB)

1	 Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen 
äußere Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche Sicherungs-
maßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind

1.1	 Vernässungsgefährdetes Gebiet
Das Plangebiet liegt in einem vernässungsgefährdeten Gebiet. Zur Vermeidung von 
Setzrissschäden bzw. Vernässungsschäden sind bei Neubauten im gesamten Plangebiet 
bauliche Vorkehrungen (spezielle Gründungsmaßnahmen, Ausbildung von Kellern als 
„weiße Wanne“ u.ä.) vorzusehen, die eine wasserdichte Ausbildung von Boden und 
Außenwänden von Kellergeschossen gewährleisten.

F	 Hinweise

1	 Vorschlagsliste zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern

(gem. § 9 (1) Nr. 25a BauGB)

1.1	 Bäume 1. Ordnung 

Mindestqualität H., 3 x v., m. B. 14-16 cm

Acer platanoides (Spitzahorn) 
Acer pseudoplatanus (Bergahorn) 
Fagus sylvatica (Rotbuche) 
Quercus petraea(Traubeneiche)

1.2	 Bäume 2. Ordnung

Mindestqualität H., 3 x v., m. B. 14-16 cm, Hei. 2 x v., 100-150

Acer Campestre (Feldahorn) 
Betula pendula (Hängebirke) 
Carpinus betulus (Hainbuche) 
Malus sylvestris (Wildapfel) 
Pyrus pyraster	 (Wildbirne) 
Prunus avium (Vogelkirsche) 
Salix rubens (Fahl-Weide) 
Sorbus aucuparia (Eberesche)

1.3	 Sträucher

Mindestqualität Str., 2 x v., m. B., 100-150

Cornus sanguinea (Roter Hartriegel) 
Corylus avellana (Hasel) 
Ligustrum vulgare (Liguster) 
Lonicera xylosteum (Rote Heckenkirsche) 
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder) 
Viburnum lantana (Wolliger Schneeball) 
Carpinus betulus Clematis (Hainbuche) 
Berberis vulgaris (Gew. Berberitze) 
Viburnum opulus (Gew. Schneeball) 
Rosa canina (Hundsrose) 
Crataegus spec. (Weißdorn)

1.4	 Blühende Ziersträucher/Arten alter Bauerngärten

Mindestqualität Str., 2 x v., m. B., 100-150

Buddleja davidii (Sommerflieder) 
Berberis julianae (Berberitze) 
Deutzia div. spec. (Deutzie) 
Forsythia div. Spec (Forsythie) 
Ribes aureum (Goldjohannisbeere) 
Ribes sanguineum (Blutjohannisbeere) 
Spiraea div. spec. (Spiere) 
Syringa div. spec. (Flieder) 
Weigela div. spec. (Weigelia) 
Viburnum div. spec. (Schneeball) 
Rosa div. spec. (Rose (auch Sorten)) 
Cornus mas (Kornelkirsche) 
Ribes uva-crispa (Stachelbeere) 
Ribes idaeus (Himbeere) 
Philadelphus coronarius (Falscher Jasmin) 
Mespilus germanica (Mispel) 
Amelanchier div. Spec (Felsenbirne)

1.5	 Kletterpflanzen

Mindestqualität Topfballen 2 x v. 60-100 m

Clematis vitalba (Waldrebe) 
Hedera helix (Efeu) 
Humulus lupulus (Hopfen) 
Hydrangea petiolaris (Kletterhortensie) 
Lonicera caprifolium (Echtes Geißblatt) 
Partenocissus spec. (Wilder Wein) 
Vitis vinifera (Wein) 
Aristolochia macrophylla (Pfeifenwind) 
Fallopia baldschuanica (Schling-Knöterich) 
Lonicera periclymenum (Wald-Geißblatt) 
Wisteria sinensis (Blauregen)

1.6	 Mauerritzenvegetation

Armeria maritim (Gemeine Grasnelke) 
Asplenium ruta-murar. (Mauerraute) 
Ajuga genevensis (Genfer Günsel) 
Alyssum montanum (Bergsteinkraut) 
Asperula cynanchica (Hügelmeister) 
Campanula rotundifolia (Rundblättrige Glockenblume) 
Darba aizoides (Immergrünes Felsenblümchen) 
Euphorbia cyparissias (Zypressenwolfsmilch) 
Gentiana acaulis (Blauer Enzian) 
Geranium sanguineum (Blut-Storchschnabel) 
Helianthemum nummularium (Sonnenröschen) 
Hiera cium pilosella (Kleines Habichtskraut) 
Medicago falcata (Sichelklee) 
Saxifraga caesia (Blaugrüner Steinbrech) 
Sedum spec. (Mauerpfeffer) 
Sempervivum spec. (Hauswurz) 
Silene ruoestris (Felsenleimkraut) 
Corydalis lutea (Gelber Lerchensporn) 
Saponaria ocymoid. (Rotes Seifenkraut) 
Dianthus carthusian. (Kartäusernelke) 
Petrorhagia saxifrage (Felsennelke) 
Potentilla reptans (Kriech. Fingerkraut) 
Potentilla verna (Frühlingsfingerkraut) 
Origanum vulgare (Echter Dost) 
Thymus praecox (Früher Thymian) 
Thymus pulegioides (Arzneithymian) 
Thymus serpyllum (Sand-Thymian)

2	 Vermeidung von Lichtimmissionen

Zur Verringerung der Umweltbelastungen für Mensch und Tier, der Vermeidung von 
Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten, zum Erhalt des nächtlichen Ortsbildes und 
zur Energieeinsparung sind für die funktionale Außenbeleuchtung von Gebäuden und 
Freiflächen wie z.B. Wege und Parkplätze sowie die Beleuchtung von Werbeanlagen en-
ergiesparend blend- und streulichtarm sowie arten- und insektenfreundlich zu gestalten. 
Die Außenbeleuchtung ist mit starker Bodenausrichtung und geringer Seitenstrahlung 
herzustellen, damit ein über den Bestimmungsbereich bzw. die Nutzfläche Hinausstrahlen 
ausgeschlossen ist.

3	 Beeinflussung durch elektrifizierten Bahnbetrieb

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen 
(insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch 
Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu 
Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. In unmittelbarer Nähe der 
elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung von 
Monitoren, medizinischen Untersuchungs-geräten und anderen auf magnetische 
Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, für entsprechende 
Schutzvorkehrungen zu sorgen. Gegen die aus dem Eisen-bahnbetrieb ausgehenden 
Emissionen sind erforderlichenfalls von der Gemeinde oder den einzelnen Bauherrn auf 
eigene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzusehen bzw. vorzu-nehmen.

4	 Verwendung von regionalem Wildsaatgut

Es wird empfohlen, verbleibende Grünflächen innerhalb des Plangebietes mit ar-
tenreichem Wildsaatgut aus zertifizierter regionaler Herkunft einzusähen. Durch die 
Verwendung von Wildsaatgut ist eine deutlich positivere Wirkung auf den Naturhaushalt 

zu erwarten als mit herkömmlichem Zuchtsortensaatgut. Neben den günstigen 
Wirkungen für Wildbienen, Vögel und viele andere Arten ergibt sich auch ein optisch 
ansprechender Aspekt. Pflanzenbestände aus Wildsaaten sind zudem resistenter gegen 
Witterungseinflüsse wie z. B. extreme Trockenheit.

5	 Wahrung der Nahrungsquellenverfügbarkeit

Zur Wahrung der Nahrungsquellenverfügbarkeit innerhalb des Plangebietes für die pla-
nungsrelevanten Arten Bluthänfling, Stieglitz, Girlitz und Wacholderdrossel wird eine 
Pflanzung heimischer, regionaler Blütenpflanzen und Sträucher empfohlen, die für diese 
Arten als Nahrungsquelle geeignet sind. Hier wäre beispielsweise die Blühmischung 
„Wärmeliebender Saum“ von Rieger-Hofmann, angereichert mit Pflanzenarten speziell 
für Sämereien fressende Vögel (wie z. B. Wilde Karde (Dipsacus follonum), Kratzdistel 
(Cirsium vulgare), Sonnenblume (Helianthus annuus) geeignet. Wichtig ist zudem, die 
Blütenstände im Herbst stehen zu lassen, damit die Samen als Nahrung erhalten blei-
ben. Als Winternahrungsquelle für die Wacholderdrossel sind beerenreiche Sträucher 
wie Weißdorn, Schwarzdorn, Wacholder und auch Eberesche zu empfehlen.

6	 Integration von Nisthilfen an Gebäuden

Viele gebäudebrütende Vogelarten wie Haussperling, Hausrotschwanz, Star oder 
Mehlschwalben leiden unter der zunehmenden Abdichtung der modernisierten 
Hausfassaden, in denen sie keinen Platz mehr zum Brüten finden. Um diese Bruthabitate 
zu wahren, wird eine für gebäudebrütende Arten freundliche Bauweise empfohlen mit 
entsprechenden Nischen oder eine adäquate Installation von Nistkästen am Gebäude für 
Nischen- und Halbhöhlenbrüter (z. B. von Schwegler „Meisenresidenz 1MR“, „Halbhöhle 
2MR“ und „Schwalbennest 9b“).

7	 Schutz bestehender und geplanter Leitungen

Bei Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich bestehender und geplanter Leitungen sind 
entsprechende Maßnahmen gemäß den technischen Anforderungen des jeweiligen 
Versorgungsträgers zum Schutz der Leitungen zu treffen.

8	 Verwertung von Niederschlagswasser

Nach § 37 Abs. 4 Hessisches Wassergesetz – HWG – soll Niederschlagswasser von dem-
jenigen verwertet werden, bei dem es anfällt, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheit-
liche Belange nicht entgegenstehen. Gemäß § 55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser 
ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung 
mit dem Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder was-
serrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche 
Belange entgegenstehen. Dies ist eine Soll-Bestimmung, von der nur in begründeten 
Einzelfällen abgewichen werden kann.

Im Falle einer Versickerung ist eine Erlaubnis bei der zuständigen Wasserbehörde ein-
zuholen.

9	 Abfallwirtschaft

Es wird darauf hingewiesen, dass die Regelungen des Merkblatts „Entsorgung 
von Bauabfällen“ der Regierungspräsidien Darmstadt, Gießen und Kassel (Stand: 
01.09.2018) bei der Beprobung, Separierung, Bereitstellung, Lagerung und Entsorgung 
von Bodenaushub einzuhalten sind. Die vorherige Zustimmung der Abfallbehörde (RP 
Darmstadt, Abteilung IV Umwelt Wiesbaden, Dezernat 42 – Abfallwirtschaft, Email: 
Abfallwirtschaft-Wi@rpda.hessen.de) zu dem Beprobungsumfang, der Einstufung sowie 
zu den beabsichtigten Entsorgungsmaßnahmen ist einzuholen, wenn bisher nicht be-
kannte Schadstoffe im Bodenaushub/Bauschutt erkennbar werden sollten.

10	Bodenschutz

Wenn bei Eingriffen in den Boden organoleptische Verunreinigungen festgestellt werden 
ist das Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung IV Umwelt Wiesbaden, Dezernat IV/
Wi 41.1. Grundwasser, Bodenschutz, Kreuzberger Ring 17 a + b, 65205 Wiesbaden, zu 
beteiligen.

11	 Denkmalschutz

Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, 
Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelettreste 
entdeckt werden. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Landesamt für 
Denkmalpflege, hessenArchäologie, oder der Unteren Denkmalschutzbehörde zu mel-
den. Funde und Fundstellen sind in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigne-
ter Weise bis zu einer Entscheidung zu schützen (§ 21 Abs. 3 HDSchG).

12	Kampfmittel

Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat erge-
ben, dass sich das näher bezeichnete Gelände in einem Bombenabwurfgebiet befindet. 
Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausge-
gangen werden.

In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende 
Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mind. 5,0 Metern durchgeführt wurden, sind kei-
ne Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. 

Bei allen anderen Flächen ist eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) 
vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchungen 
auf den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5,0 Meter (ab Geländeoberkante 2. 
Weltkrieg) erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. Hierbei 
soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen.  

Sofern die Fläche nicht sondierfähig sein sollte (z.B. wg. Auffüllungen, Versiegelungen 
oder sonstigen magnetischen Anomalien), sind aus Sicherheitsgründen weitere 
Kampfmittelräummaßnahmen vor bodeneingreifenden Bauarbeiten erforderlich.  

Es ist dann notwendig, einen evtl. vorgesehenen Baugrubenverbau (Spundwand, 
Berliner Verbau usw.) durch Sondierungsbohrungen in der Verbauachse abzusichern. 
Sofern eine sondierfähige Messebene vorliegt, sollen die Erdaushubarbeiten mit einer 
Flächensondierung begleitet werden. 

13	Straßenverkehr

Gegen den Straßenbaulastträger von übergeordneten Straßen bestehen auch zukünftig 
keine Ansprüche auf Durchführung von Schutzmaßnahmen aufgrund des BImSchG.

Verfahrensvermerke

Aufstellungsbeschluss (§ 2 Abs. 1 BauGB) .................................................... 06.02.2023

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 

(§ 3 Abs. 1 BauGB) ........................................................................26.06.2023 - 28.07.2023

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger  

öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 2 BauGB) ....................................26.06.2023 - 28.07.2023

Beschluss über die Durchführung der 

Beteiligungsverfahren gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB .....................05.02.2024

Veröffentlichung des Bebauungsplanentwurfs

(§ 3 Abs. 2 BauGB) ....................................................................... 26.02.2024 - 28.03.2024

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 

öffentlicher Belange(§ 4 Abs. 2 BauGB) .................................... 26.02.2024 - 28.03.2024

Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) ....................................................... 08.07.2024

............................................................................................................

(Dienstsiegel)	      (Datum)				      (Unterschrift)

Ausfertigung

Es wird bestätigt, dass die hier aufgeführten Beschlüsse gefasst und die hier aufgeführten 

Verfahrensschritte durchgeführt wurden und dass der vorliegende Bebauungsplan  

„Hof Taunusblick 1“ dem Satzungsbeschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 

08.07.2024 zu Grunde lag und dem Satzungsbeschluss entspricht. 

............................................................................................................

(Dienstsiegel)	      (Datum)				      (Unterschrift)

Bekanntmachung des Beschlusses des

Bebauungsplans (§ 10 Abs. 3 BauGB)..........................................................___________

............................................................................................................

(Dienstsiegel)	      (Datum)				      (Unterschrift)

Planzeichen gemäß der Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne
und die Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung - PlanzV)

Füllschema der Nutzungsschablone
                        Art der baulichen Nutzung
------------------------------------------------------------------------------
Grundflächenzahl (GRZ)         Geschossflächenzahl (GFZ)
------------------------------------------------------------------------------
Anzahl der Vollgeschosse                                    Bauweise
------------------------------------------------------------------------------

max. zulässige Gebäudehöhe

1.

1.3.1.

3.

3.5.

6.

6.1.

6.2.

13.

13.1.

13.2.2.

15.

15.13.

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO)

Gewerbegebiete
(§ 8 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Öffentliche Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Naturnahe Grünlandanlage
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b und Abs. 6 BauGB)

Sonstige Planzeichen

Bestehende Geländehöhen in Meter über Normalhöhennull

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

GE

313,68 m
über NHN

II

GE
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a

10,0 mGH

15.11. Umgrenzung der Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche
Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei denen besondere
bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich
sind, hier: Vernässungsgefährdetes Gebiet
(§ 9 Abs. 5 Nr. 1, Nr. 2 und Abs. 6 BauGB)

13.2.2. Erhaltung: Bäume
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b und Abs. 6 BauGB)
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Datengrundlage: Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS) 
der Hessischen Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation N


